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6 5 . Bundesgesetz vom 17. März 1948
über die Genehmigung des Bundesrechnungs-

abschlusses für 1946.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Dem vom Rechnungshof dem Nationalrat vor-
gelegten Bundesrechnungsabschluß für das Ver-
waltungsjahr 1946 wird die Genehmigung erteilt.

Renner
Figl Schärf Helmer Gerö Hurdes
Maisel Zimmermann Kraus Kolb Sagmeister
Krauland Übeleis Migsch Gruber Altenburger

6 6 . Verordnung des Bundesministeriums
für Justiz vom 24. Jänner 1948 über die Ge-
bühren der Zeugen und Sachverständigen in

bürgerlichen Rechtssachen.

Auf Grund der Artikel II und III des Bundes-
gesetzes vom 5. November 1947, B. G. Bl. Nr. 1/
1948, über die Gebühren der Zeugen und Sach-
verständigen in bürgerlichen Rechtssachen wird
verordnet:

§ 1. (1) In bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten
vernommene Zeugen und Sachverständige haben
Anspruch auf Zeugen- und Sachverständigen-
gebühren nach Maßgabe der Bestimmungen der
§§ 346, 347 und 365 ZPO., der Vorschriften
dieser Verordnung und der von den Oberlandes-
gerichten mit Genehmigung des Bundesmini-
steriums für Justiz erlassenen Gebührentarife.

(2) Der Anspruch steht dem Zeugen und Sach-
verständigen auch dann zu, wenn er zur Beweis-
aufnahme erschienen, seine Vernehmung, die
Aufnahme des Befundes oder die Abgabe des
Gutachtens aber ohne sein Verschulden unter-
blieben ist.

§ 2. (1) Der Anspruch auf Zeugen- und Sach-
verständigengebühren ist bei sonstigem Verluste
vor dem Ablauf der in den §§ 346 und 365 ZPO.
festgesetzten Fristen, und zwar vom Zeugen nach
dem Abschluß der Vernehmung, vom Sachver-
ständigen nach Beendigung seiner Tätigkeit an

gerechnet, beim Gerichte mündlich oder schrift-
lich geltend zu machen.

(2) Sofern dem Zeugen ode r Sachverständigen
ungeachtet des Entfallene- der Beweisaufnahme
ein Anspruch auf Zeugen- oder Sachverständigen-
gebühr zusteht [§ 1, Abs. (2)], m u ß dieser A n -
spruch v o m Zeugen spätestens am Tage nach de r
zur Vernehmung , v o m Sachverständigen b innen
14 Tagen nach der zur Aufnahme des Befundes
oder z u r Abgabe des Gutachtens anberaumten
Tagsatzung gel tend gemacht werden .

(3) Schriftliche Ansuchen [Abs. (1) und (2)]
bedürfen keiner Fert igung durch einen Rechts-
anwalt.

§ 3. Dem Zeugen gebühren die notwendigen
Reisekosten, um an den Ort seiner Vernehmung
zu gelangen und die Rückreise zu bewerkstelligen.

§ 4. (1). Als notwendige Reise(Fahrt)auslagen
gelten:

a) der Fahrpreis der niedrigsten Fahrklasse
des vom Wohnorte zum Orte der Verneh-
mung und umgekehrt benützten Massen-
beförderungsmittels (Eisenbahn, Straßen-
bahn, Post, Autobus, Dampfboot u. dgl.),
für Personen, die im Genusse einer Fahr-
begünstigung stehen, der ermäßigte Fahr-
preis;

b) bei Benützung einer Eisenbahn, Autobus
oder Schiffsverbindung auch der Fahrpreis
oder ermäßigte Fahrpreis (lit. a) des von
der Wohnung zur nächstgelegenen Station
und umgekehrt benützten Massenbeförde-
rungsmittels; steht ein solches nicht zur
Verfügung

c) das tarifmäßige oder ortsübliche Entgelt
für Fuhrwerke oder nach den örtlichen
Verhältnissen für ein Tragtier, jedoch nur
unter der Voraussetzung, daß die Entfer-
nung zwischen Wohnung und Station sechs
Kilometer übersteigt oder daß die persön-
lichen Verhältnisse des Anspruchsberech-
tigten (körperliche Unzulänglichkeit infolge
Alters, Krankheit u. dgl.) oder äußere Um-
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stände (Unwetter, schwierige •Wegverhält-
nisse, Dringlichkeit u. ä.) die Benützung
eines Fuhrwerkes oder Tragtieres rechtfer-
tigen;

d) unter den gleichen Voraussetzungen (lit. c)
das tarifmäßige oder ortsübliche Entgelt
für die Beförderung mittels Fuhrwerkes
oder Tragtieres vom Wohnort an den Ort
der Vernehmung und zurück;

e) der Fahrpreis (ermäßigte Fahrpreis) des in-
nerhalb des Ortes der Vernehmung benütz-
ten Massenbeförderungsmittels (zum Bei-
spiel Straßenbahn in Wien).

(2) W o mehrere Gattungen von Fuhrwerken
zur Verfügung stehen, sind die Kosten der billig-
sten Fahrgelegenheit zu ersetzen, die nach den
Umständen benützt werden konnte.

(3) Haben mehrere Anspruchsberechtigte zu-
sammen ein Fuhrwerk benützt [Abs. (1), lit. c
und d] oder hätten sie nach den Umständen die-
selbe Fahrgelegenheit benützen können, so ist
jedem von ihnen nur der auf ihn entfallende Teil
des Fuhrlohnes zuzusprechen.

(4) H a t ein Anspruchsberechtigter unter den
Voraussetzungen des Abs. (1), lit. c oder d, sein
eigenes Fuhrwerk benützt und dadurch eine Er-
werbseinbuße erlitten, so gebührt ihm eine ange-
messene Entschädigung, die jedoch den. Betrag
nicht übersteigen darf, der ihm bei Benützung
eines Mietfuhrwerkes zuzusprechen wäre.

(5) Anspruchsberechtigten, die t ro tz einer Ent-
fernung von mehr als sechs Kilometer zwischen
ihrem Wohnor t und dem Or t ihrer Vernehmung
oder zwischen der Wohnung und der nächstgele-
genen Station der Eisenbahn-, Autobus- oder
Schiffsverbindung weder ein Massenbeförderungs-
mittel noch ein Fuhrwerk oder ein Tragtier be-
nützen konnten, gebührt eine Wegentschädigung
für jeden Kilometer, deren Höchstgrenze das
jeweilige Kilometergeld für Dienstgänge der öf-
fentlichen Angestellten bildet.

§ 5. (1) Dem Zeugen sind die notwendigen Auf-
enthaltskosten zu vergüten.

(2) Als solche gelten:
a) der Mehraufwand für die Verköst igung,

wenn die durch die Reise und den Aufent-
halt am Or te der Vernehmung verursachte
Abwesenheit von seinem Wohnor te den
Anspruchsberechtigten zwingt, das Früh-
stück, Mittag- oder Abendessen anderswo
als an seinem regelmäßigen Speiseorte ein-
zunehmen;

b) Auslagen für die unvermeidliche Nächti-
gung während der Reise oder am Orte der
Vernehmung.

(3) Bei Bestimmung der Vergütung für die Auf-
enthaltskosten ist auf die örtlichen Verpflegs- und
Unterkunftsverhältnisse Bedacht zu nehmen. Die
Höchstgrenze der Vergütung bilden die jeweili-
gen Tarifsätze. Maßgebend ist nach Wahl des

Anspruchsberechtigten der am Orte der Verneh-
mung oder der an dem Orte geltende Tarif, an
dem der Anspruchsberechtigte die Mahlzeit ein-
genommen oder die Nacht zugebracht hat.

§ 6. Bei Bemessung der Vergütung für Zeitver-
säumnis gilt als versäumt die Zeit, die v o m Ver-
lassen der Wohnung oder der Arbeitsstätte bis
zur Rückkehr aufgewendet werden muß; außer-
dem ist darauf Bedacht zu nehmen, wann der
Zeuge nach seiner Rückkehr die Arbeit wieder
aufnehmen kann.

§ 7. (1) Ha t ein Zeuge aus Anlaß seiner Ver-
nehmung einen Stellvertreter zu bezahlen oder
Lohnabzüge zu erleiden, so ist ihm der Ersatz
dieser Beträge als Entschädigung für Zeitver-
säumnis zuzusprechen.

(2) Sonst erfolgt die Entschädigung für Zeit-
versäumnis nach ganzen und halben Tagen. In-
soweit ein bestimmter Betrag des Erwerbsent-
ganges, zum Beispiel durch Lohnzettel und ähn-
liches, nachgewiesen wird, ist stets der volle Be-
trag des Entganges zu vergüten. In allen anderen
Fällen ist der Tarif maßgebend.

§ 8. Der gleiche Gebührenanspruch wie beim
Zeugen steht auch der Begleitperson zu, wenn
der Zeuge ihrer wegen seines jugendlichen Alters
oder wegen seiner Gebrechen bedurfte.

§ 9. Im übrigen ist die Zulässigkeit der Ent-
schädigung für Zeitversäumnils nach der Lebens-
stellung und den Vermögensverhältnissen des
Zeugen sowie nach seiner regelmäßigen Erwerbs-
tätigkeit zu beurteilen. Soweit nicht schon die
Berufs- oder Erwerbsverhältnisse darüber sichere
und dem Gerichte bekannte Anhaltspunkte bie-
ten, ist vom Zeugen, der Entschädigung für Zeit-
versäumnis begehrt, eine Bescheinigung über den
regelmäßigen Erwerb und über den Betrag des
Erwerbsentganges zu verlangen.

§ 10. (1) Die Gebühren sind dem Anspruchs-
berechtigten womöglich sogleich auszuzahlen
oder, wenn dies nicht geschehen kann, kostenfrei
zu übermitteln.

(2) Das Begehren um Entscheidung des Ge-
richtsvorstehers hemmt die Auszahlung nur,
wenn es unmittelbar nach der Bestimmung der
Gebühr gestellt wird. Zuviel ausbezahlte Beträge
sind zurückzuerstatten.

§ 11. (1) Die Vorschriften über Reise- und Auf-
enthaltskosten der Zeugen gelten dem Sinne nach
auch für Sachverständige.

(2) Sachverständigen gebühr t auch de r Ersa tz
de r ihnen sonst verursachten notwendigen Aus -
lagen (Kosten für die Vorbere i tung des Gutach-
tens, Ve rgü tung für die bei der Untersuchung
verbrauchten Stoffe u. dgl.).

(3) Für die Beistellung von Werkzeugen und
Gerä ten , die eine dauernde Verwendung zulas-
sen, gebühr t keine besondere Entschädigung.



Stück 15, Nr. 66. 327

§ 12. (1) Bei der (Bemessung der Gebühr für
Zeitversäumnis gilt die Zeit als versäumt, die der
Sachverständige außerhalb seiner Wohnung oder
gewöhnlichen Arbeitsstätte verbringen muß, um
seinen Obliegenheiten nachzukommen, ausge-
nommen der Zeitraum, der auf die als Mühewal-
tung entlohnte Tätigkeit entfällt.

(2) Die Entschädigung für Zeitversäumnis ist
un te r Berücksichtigung der Erwerbsverhältnisse
des Sachverständigen zu bemessen; die Höchst-
grenze ergibt sich aus dem Tarif.

(3) Ist mi t d e r Zei tversäumnis für den Sachver-
ständigen überhaupt kein Erwerbsentgang ver-
bunden, so gebührt ihm keine Entschädigung für
Zeitversäumnis.

§ 13. (1) Die Entlohnung für die Mühewaltung
ist unter Berücksichtigung des für die Leistung
selbst notwendigen Aufwandes an Zeit und Mühe
sowie unter Bedacht auf das für ähnliche Leistun-
gen sonst übliche Entgelt zu bestimmen.

(2) Bei der Bewertung der Leistung ist zu
unterscheiden, ob sich das Gutachten als wissen-
schaftliche oder künstlerische Leistung darstellt
oder etwa ganz besondere fachliche, namentlich
technische Kenntnisse voraussetzt, die nur durch
höhere Studien oder eine eingehende Schulung
oder Vorbildung erworben werden oder ob für
die Sachprüfung die gewöhnlichen handwerks-
mäßigen oder geschäftlichen Erfahrungen ge-
nügen, wie zum Beispiel bei der Bewertung von
gewöhnlichen Gebrauchsgegenständen. In Fällen
der letzteren. Art hat der Sachverständige nur
Anspruch auf Entschädigung für Zeitversäumnis.
Sachverständigen, die eine Entschädigung für
Zeitversäumnis nicht begehren können [§ 12,
Abs. (3)], gebührt in solchen Fällen eine nach
Abs. (1) zu bemessende Entlohnung, die über das
Höchstmaß einer Entschädigung nach § 12,
Abs. (2), nicht hinausgehen darf.

§ 14. Werden einer Amtshandlung mehrere
Sachverständige beigezogen, so hat jeder von
ihnen Anspruch auf die volle Gebühr.

§ 15. (1) Die Gerichte haben die Beiziehung
von Sachverständigen und den Umfang ihrer
Tätigkeit auf das notwendige Maß zu be-
schränken.

(2) Die Sachverständigen sind an die vom Ge-
richte in bezug auf die Gegenstände, die Art und
den Umfang der Untersuchung erteilten Wei-
sungen gebunden. Sie sind auch ohne solche
Weisung verpflichtet, von der Untersuchung
weiterer Gegenstände abzusehen, sobald der
ihnen bekanntgegebene Zweck der Untersuchung
erreicht ißt.

§ 16. Für Verrichtungen, die vom Sachverstän-
digen ohne gerichtlichen Auftrag, gegen eine vom
Gerichte erteilte Weisung oder ohne Not [§ 15,
Abs. (2), am Ende] vorgenommen worden sind,
gebührt keine Vergütung.

§ 17. (1) Die zuerkannten Gebühren sind den
anwesenden Sachverständigen womöglich sogleich
auszuzahlen oder, wenn dies nicht geschehen
kann, kostenfrei zu übermitteln.

(2) Im Falle einer nachträglichen Herabsetzung
der Sachverständigengebühr sind zuviel ausbe-
zahlte Beträge zurückzuerstatten.

§ 18. Erklären sich die Parteien und der Sach-
verständige in bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten
den Gerichten gegenüber nach der Aufnahme des
Beweises durch Sachverständige mit einer be-
stimmten Sachverständigengebühr einverstanden,
so ist die Vergütung in dieser Höhe zu bestimmen
und zu gewähren, sofern ein zu ihrer Deckung
ausreichender Betrag vorschußweise erlegt wor-
den ist.

§ 19. Den mit der Überprüfung der Gebühren
namens des Staatsschatzes betrauten Beamten ist
der Beschluß über eine vom Staate zu bezahlende
Sachverständigengebühr zuzustellen.

§ 20. (1) Die Bestimmungen über die Gebühren
der Sachverständigen gelten, sofern im folgenden
nichts anderes bestimmt ist, dem Sinne nach auch
für Dolmetsche.

(2) D e m Dolmetsch is t aus Entschädigung für
Zeitversäumnis u n d E n t l o h n u n g für Mühewal -
tung eine einheitliche G e b ü h r zuzuerkennen.
Ih r Ausmaß ist dem jeweiligen Tarif zu ent-
nehmen.

(3) Bei d e r Best immung de r Gebühr ist auf
die Stellung, den Bildungsgang u n d den durch
die Zeitversäumnis verursachten Entgang am
Erwerb , auf d ie m i t de r Überse tzung ve rbun-
denen Schwierigkeiten u n d die Daue r der Über-
setzungstät igkeit Rücksicht zu nehmen .

(4) Muß der Dolmetsch das Protokoll selbst
schreiben, so gebührt ihm dafür eine besondere
Entlohnung nach dem jeweiligen Tarif.

§ 21. Bei ungerechtfertigter Verweigerung der
Aussage durch einen Zeugen oder der dem Sach-
verständigen oder Dolmetsch obliegenden Ver-
richtungen und bei Eidesverweigerung entsteht
kein Gebührenanspruch.

§ 22. Zeugen, Sachverständige und Dolmetsche,
die ohne gerichtliche Ladung erschienen sind,
haben den gleichen Anspruch wie im Falle der
Vorladung, wenn sie vernommen oder verwendet
worden sind und das Gericht erkennt, daß ihre
Vernehmung oder Zuziehung zur Aufklärung
der Sache dienlich war.

§ 23. (1) Die in den §§ 347, 365 ZPO. und
in dieser Verordnung vorgesehenen Tarife sind
von jedem Oberlandesgerichte aufzustellen. Nach
den besonderen Verhältnissen seines Sprengels
kann das Oberlandesgericht bei allen ihm unter-
stehenden Gerichten die gleichen Tarife einführen
oder für die Gerichte einzelner Kreis- oder
Landesigerichtssprengel oder nur für die Orte,
an welchen sich der Sitz eines Gerichtshofes
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befindet, besondere Tarife aufstellen. Von dieser
Ausnahme abgesehen, dürfen innerhalb desselben
Kreis- oder Landesgerichtssprengels nicht ver-
schiedene Tarife gelten.

(2) Die Tarife und Tarifänderungen bedürfen
der Genehmigung durch das Bundesministerium
für Justiz und sind vom Oberlandesgerichte den
Gerichten, für die sie gelten sollen, bekanntzu-
geben.

§ 24. Soweit für Verrichtungen von Ärzten
und Tierärzten als Sachverständige und für
chemische Untersuchungen in besonderen Ver-
ordnungen Tarife für das Strafverfahren auf-
gestellt sind, sind diese auch für bürgerliche
Rechtsstreitigkeiten entsprechend anzuwenden.
Eine höhere Gebühr kann nur bestimmt wer-
den, wenn sie in dem vorschußweise erlegten
Betrag [§ 365, Abs. (5), ZPO.] Deckung findet.

§ 25. Die Bestimmungen dieser Verordnung
sind auch in anderen Verfahren in bürgerlichen
Rechtssachen entsprechend anzuwenden. Im Ver-
fahren vor den Kommissionen nach dem Dritten
Rückstellungsgesetz vom 6. Februar 1947,
B. G. Bl. Nr. 54, sind die für das streitige Ver-
fahren geltenden Vorschriften über das Armen-
recht, soweit sie sich auf die Zeugen- und Sach-
verständigengebühren sowie die Kosten der not-
wendigen Verlautbarungen beziehen, anzuwen-
den, bei Angehörigen fremder Staaten ohne
Rücksicht darauf, ob die Gegenseitigkeit gewähr-
leistet ist.

§ 26. Die Kosten der Einschaltung in öffent-
liche Blätter werden vorläufig aus dem Staats-
schatze geleistet, sofern nicht ein zu ihrer Deckung
ausreichender Betrag vorschußweise erlegt wurde.

§ 27. Die Gebühren der Zeugen, Sachver-
ständigen und Dolmetsche, die Kosten der Ein-
schaltung in öffentliche Blätter und für aus-
wärtige Amtshandlungen von Gerichtspersonen
sind von den Beteiligten, die sie zu tragen haben,
nach den Vorschriften über die Einbringung von
Gerichtskasten einzubringen.

Gerö

67. Verordnung der Bundesregierung vom
2. März 1948 über die Festsetzung von
Bauschbeträgen für die bei Amtshandlungen
der Bundesbehörden außerhalb des Amtes
von den Beteiligten zu entrichtenden
Kommissionsgebühren (Bundes-Kommissions-

gebührenverordnung 1948).

Auf Grund des § 77 des Allgemeinen Verwal-
tungsverfahrensgesetzes vom 21. Juli 1925,
B. G. Bl. Nr. 274, wird verordnet:

§ 1. Der Tarif über die Kommissionsgebühren
für Amtshandlungen der Bundesbehörden außer-
halb des Amtes gemäß § 1 der Bundes-Kommis-
sionsgebühreruverordnung vom 27. Dezember
1926, B.G.Bl. Nr. 382, wird durch den ange-
schlossenen, einen Bestandteil dieser Verordnung
bildenden Tarif ersetzt.

§ 2. Diese Verordnung tritt am 1. Mai 1948
mit der Wirkung in Kraft, daß der Tarif
für alle Amtshandlungen gilt, die von diesem
Zeitpunkt an vongenommen werden.

Figl Schärf Helmer Gerö Hurdes
Maisel Zimmermann Kraus Kolb Sagmeister
Krauland Übeleis Migsch Gruber Altenburger

Beilage.

Tarif
über die Kommissionsgebühren für Amtshandlungen der Bundesbehörden außerhalb des Amtes.
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6 8 . Verordnung des Bundesministeriums
für Land- und Forstwirtschaft vom 2. März
1948, betreffend die Neufestsetzung der Ge-
bühren für die Physikatsprüfung der Tier-
ärzte (Dritter Nachtrag zur tierärztlichen

Physikatsprüfungsordnung).

Auf Grund des § 1 des Gesetzes vom 30. April
1870, R.G.Bl. Nr. 68, wird verordnet:

Im § 9 der tierärztlichen Physikatsprüfungs-
ordnung vom 24. Jänner 1923, B. G. Bl. Nr. 60,
in der Fassung des zweiten Nachtrages vom
31. August 1926, B.G.Bl. Nr. 267, treten an

Stelle der Worte: „20'— S wovon 18'— S" die
Worte: „50'— S wovon 45'— S".

Kraus

69. Verordnung des Bundesministeriums
für Justiz vom 10. März 1948 über die Er-
richtung einer 5. Notarstelle in der Stadt

Salzburg.
Auf Grund des § 9 der Notariatsordnung vom

25. Juli 1871, R. G. Bl. Nr. 75, wird im Sprengel
des Landesgerichtes Salzburg eine 5. Notarstelle
mit dem Amtssitz in der Stadt Salzburg errichtet.

Gerö



330


